
Fragen zu Baum und Recht
In der Fragestunde zu Baum und Recht geht der Jurist Rainer Hilsberg 
diesmal in zwei Beiträgen auf die Frage nach den Prioritäten bei der 
Umsetzung von Baumpflegemaßnahmen ein*.

In welcher Reihenfolge sollen wir die 
Baumpflege-Maßnahmen abarbeiten?
Uns stellt sich immer wieder die Frage, in 
welcher Reihenfolge wir die bei der 
Baumkontrolle festgestellten notwendi-
gen Maßnahmen abarbeiten sollen. Zeit 
und Mittel sind begrenzt, die Aufgabenlis-
te lang, es muss also ausgewählt werden. 
Doch nach welchen Kriterien? In unserem 
Kataster haben wir die verschiedenen Be-
reiche bereits mit vier Prioritäten verse-
hen. Kindergärten, Spielplätze und Schu-
len stehen ganz oben, ebenso wichtige Ver-
kehrswege wie Bundesstraßen. Doch wie 
sind Bäume an weniger stark frequentier-
ten Straßen, im Bereich von Privatgärten, 
Sportanlagen, Parks, Flurbereinigungswe-
gen und so fort einzuordnen? Auf der an-
deren Seite stehen die Maßnahmen sowie 
baumspezifische Eigenschaften wie Vor-
schäden, Größe oder Baumart. Wie be-
wegt man sich in diesem Spannungsfeld 
am sichersten und welcher Zeitrahmen für 
die Erledigung der Maßnahmen ist ange-
messen? Gibt es hierzu Urteile, an welchen 
man sich orientieren kann?

hatte eine erste oberflächliche Baumkon-
trolle („Vorschau“) am 22.8.1996 stattge-
funden, bei der das Totholz festgestellt 
worden war. Bis zum Unfalltag am 
19.9.1996 war aber weder das Totholz ent-
fernt worden noch hatte man eine zweite 
genauere Kontrolle vorgenommen. Das 
Ergreifen sofortiger weiterer Maßnahmen 
hielt das Gericht für zumutbar, nachdem 
der Verkehrssicherungspflichtige nichts 
Gegenteiliges vorgetragen hatte.

Fallen bei einer Baumkontrolle Schä-
den an einem Baum auf, so sind nach 
dem OLG Brandenburg2 entsprechende 
Maßnahmen je nach dem zu Tage treten-
den Grad der Gefährdung von Verkehrs-
teilnehmern zu veranlassen. Seien grö-
ßere Äste, die noch dazu über eine Straße 
ragten, völlig unbelaubt, so sei es schon für 
einen Laien ohne weiteres erkennbar, dass 
hiervon die Gefahr eines Abbrechens un-
mittelbar ausgehe und Maßnahmen drin-
gend ergriffen werden müssten.

 Die Haftung des Verkehrssicherungs-
pflichtigen ergebe sich aus der Tatsache, 
dass dieser aus einer ordnungsgemäß 
durchgeführten Kontrolle nicht die not-
wendigen Konsequenzen gezogen habe. 
Bei einer Sichtkontrolle im Herbst 1999 
war bei dem betreffenden Baum Totholz 
festgestellt worden. Als Konsequenz sei 
von dem Sicherungspflichtigen ein Schnitt 
der Baumkronen angeordnet worden. 
Dieser Schnitt habe im Februar 2000 
durchgeführt werden sollen. Das Gericht 
ließ es dahinstehen, ob angesichts der 
Gefährdungen, die von Totholz in Bäu-
men ausgehen, es zulässig gewesen wäre, 
mit den Schnittarbeiten derart lange zu 
warten. Hierauf komme es aber nicht an, 
da auch im Februar 2000 keine ausreichen-
den Schnittmaßnahmen durchgeführt 
worden seien. Eine Sichtkontrolle mache 
nur dann Sinn, wenn auf die Feststellung 
von Gefahrenzeichen – wie hier das Vor-
handensein von Totholz – auch durch 
adäquate Maßnahmen unverzüglich rea-
giert werde. Daran fehle es hier.

Nach Auffassung des OLG Saarbrü-
cken3 ist betreffend eine Pappel auf ei-
nem Parkplatz der Zeitraum zwischen 
der letzten Kontrolle am 14.3.08 und dem 
Schadensereignis am 8.6.08 nicht zu kurz, 
um dem Verkehrssicherungspflichtigen 
im Rahmen der Zumutbarkeit die Pflicht 
zur Abhilfe aufzuerlegen. Es seien keine 
konkreten Tatsachen vorgetragen, die 
den Rückschluss erlaubten, dass es dem 

Antwort
Im Rahmen der Baumkontrolle werden 
die festgestellten Schäden und die zur 
Herstellung der Verkehrssicherheit not-
wendigen Maßnahmen festgehalten. 
Kommt es in dem Zeitraum zwischen der 
Baumkontrolle und der Durchführung 
der erforderlichen Maßnahmen zu einem 
Schadensfall, haftet der Verkehrssiche-
rungspflichtige, wenn er die Gefahr nicht 
rechtzeitig beseitigt hat und dies ursäch-
lich für den eingetretenen Schaden war.

Rechtsprechung zum Zeitrahmen
Zu der für den Verkehrssicherungspflich-
tigen wichtigen Frage, in welchem Zeit-
rahmen er erkannte Gefahren beseitigen 
muss, gibt es nur wenige einschlägige Ur-
teile. Nach dem OLG Dresden1 müssen 
bei Straßenbäumen erkannte Mängel 
grundsätzlich unverzüglich beseitigt wer-
den. Namentlich erkanntes Totholz müs-
se umgehend entfernt werden, um die 
Verkehrsteilnehmer vor der bestehen-
den Gefahr durch herabstürzende Äste 
zu schützen. In dem entschiedenen Fall 

Ob der Baum hier eine konkrete Gefahr darstellt, ist eine baumfachliche Frage.
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Verkehrssicherungspflichtigen aus organi-
satorischen Gründen unmöglich gewesen 
wäre, innerhalb des nicht unerheblichen 
Zeitraums von fast drei Monaten Baum-
fällarbeiten zu organisieren. In jedem 
Fall wäre es dem Verkehrssicherungs-
pflichtigen zumutbar gewesen, die Benut-
zer des Parkplatzes zwischen letzter Bege-
hung und Schadensfall vor den Gefahren 
des Astbruchs zu warnen. Auch dieser 
Warnpflicht habe der Verkehrssiche-
rungspflichtige nicht genügt.

Abzulehnen ist die Ansicht des LG Ber-
lin4, wonach bereits bei bloßem Gefahren-
verdacht mit im Bereich des Möglichen lie-
gender Gefährdung von Leib, Leben und 
hohen Sachwerten unverzüglich endgül-
tige Sicherungsmaßnahmen wie Abstüt-
zen des Baumes oder Fällung zu treffen 
sind. Ein Gefahrenverdacht liegt vor, wenn 
dem Baumkontrolleur bestimmte Unsi-
cherheiten bei der Diagnose des Sachver-
halts bewusst sind und ihm deshalb die 
Entscheidung über die Wahrscheinlichkeit 
eines Schadenseintritts erschwert wird. 
Richtigerweise hat der Kontrolleur dann 
unverzüglich Maßnahmen zur Sachver-
haltsaufklärung zu ergreifen, insbesondere 
fachmännische Untersuchungen zu veran-
lassen. Folgte man der Ansicht des Ge-
richts, würden bei bloßem Gefahrenver-
dacht die gleichen Anforderungen gestellt 
wie bei einer unmittelbar drohenden Ge-
fahr, nämlich unverzügliches Handeln zur 
endgültigen Gefahrenbeseitigung. Dies 
kann nicht richtig sein. 

Der Umstand, dass sich der Unfall nur 
fünf Tage nach der Baumkontrolle ereig-
nete, spielte bei der Entscheidung des 
Gerichts keine Rolle. Hier hätte aber ein 
Sachverständigengutachten Auskunft 
über die erkennbare Gefahr einerseits 
und die daraus folgende Zeitspanne bis 
zum Handlungsbedarf geben müssen5. 
Zu Recht erlangte dieses Urteil nach hier 
vorliegenden Informationen keine 
Rechtskraft. Der verurteilte Verkehrssi-
cherungspflichtige hatte Berufung einge-
legt. In der Berufungsverhandlung vor 
dem Kammergericht (KG) Berlin6 wurde 
ein Vergleich geschlossen. An Hand der 
Kostenentscheidung7 lässt sich feststel-
len, dass das KG Berlin der Rechtsauffas-
sung des LG Berlin nur teilweise gefolgt 
ist. Ausdrücklich wies das Kammerge-
richt darauf hin, dass das Landgericht die 
Frage der akuten Gefährdung bezie-
hungsweise unmittelbar drohenden Ge-
fahr des Umstürzens des Baumes nicht 
ohne Einholung eines Sachverständigen-
gutachtens hätte entscheiden dürfen.

Wird eine Sichtkontrolle von Bäumen 
vorgenommen, wobei trockene Äste er-
kannt werden und werden baumpflegeri-

sche Maßnahmen für einen Termin sechs 
Tage später angeordnet, so liegt nach dem 
OLG Hamm8 keine Verletzung der Ver-
kehrssicherungspflicht vor, wenn in der 
Zwischenzeit Äste dieses Baumes abbre-
chen und dabei ein Pkw beschädigt wird.

Literatur zum Zeitrahmen 
In der baumfachlichen Literatur finden 
sich nur wenige Hinweise zur zeitlichen 
Terminierung von Maßnahmen. Nach 
den FLL-Baumkontrollrichtlinien9 kann 
die Dringlichkeit von Maßnahmen zum 
Beispiel in den Stufen sofort, innerhalb 
von zwei Wochen, innerhalb von sechs 
Monaten oder innerhalb der nächsten 
zwei Jahre festgelegt werden. Nach wel-
chen Kriterien die Festlegung erfolgen 
soll, bleibt offen. 

Die Hamburger Baumkontrolle10 teilt 
die Dringlichkeit der Maßnahmen in drei 
Stufen ein: 
◼ Stufe eins bedeutet Erledigung inner-

halb von 14 Tagen (erfasst werden 
hier alle Schädigungen, die unmittel-
bare Handlungsbedarfe zur Abwen-
dung einer Gefahr nahelegen wie 
Mängel in der Standsicherheit, große 
abgestorbene Bereiche in der Krone 
und ähnliches11), 

◼ Stufe zwei: Erledigung im Rahmen des 
normalen Prozedere (zum Beispiel 
über Fälllisten; beinhaltet Maßnah-
men, die innerhalb der laufenden Ve-
getationsperiode auszuführen sind)

◼ Stufe drei: Erledigung ohne Zeitvor-
gabe (betrifft Pflegemaßnahmen zur 
Vorbeugung von Gefahren).

Klug12 macht keine Vorschläge zur zeitli-
chen Terminierung von Maßnahmen, son-
dern geht nur auf die unmittelbar damit zu-
sammenhängende Schadensbeurteilung 
ein. Demnach hat sich in der Praxis bei der 
Schadensbeurteilung eine Einteilung in 
drei Stufen bewährt. Er unterscheidet:

◼  erhebliche Schäden (mit direkten 
Auswirkungen auf die Verkehrssi-
cherheit oder das Überleben des Bau-
mes muss gerechnet werden – kurz-
fristige Auswirkungen), 

◼ deutliche Schäden (die Schäden kön-
nen sich mittelfristig auf die Ver-
kehrssicherheit oder auf das Überle-
ben des Baumes auswirken) und

◼  leichte Schäden (es sind zwar Schä-
den vorhanden, diese haben jedoch 
keine direkten Auswirkungen auf die 
Verkehrssicherheit oder auf das Über-
leben des Baumes; sie können eventu-
ell langfristige Auswirkungen haben).

Der Arbeitskreis Kommunale Baumpfle-
ge Rhein-Main13 geht von fünf Dringlich-
keitsstufen für Baumpflege- und Sanie-
rungsmaßnahmen aus: 
◼ Stufe 0 bedeutet Erledigung sofort (in-

nerhalb von 48 Stunden), da der Baum 
ohne Maßnahmenerledigung nicht si-
cher ist (erfasst werden alle Maßnah-
men, die ein drohendes Kippen oder 
Brechen des Baumes verhindern, Not-
fällung, Kappen und ähnliches), 

◼ Stufe 1: Erledigung innerhalb von 14 
Tagen, da der Baum auch noch ohne 
Maßnahmenerledigung so lange si-
cher ist (beinhaltet alle Maßnahmen, 
die nicht der Stufe 0 zuzuordnen sind), 

◼ Stufe 2: Erledigung innerhalb von drei 
Monaten, da der Baum noch kurzfristig 
sicher ist (bei toten Starkästen über 
Spielgerät, ausbrechende Kappstel-
len, eingehende Untersuchungen bei 
schweren Holzdefekten, Kronensi-
cherungen bei Druckzwieseln), 

◼ Stufe 3: innerhalb von sechs Monaten, 
da der Baum noch mittelfristig sicher 
ist (bei mittelschweren Defekten am 
Baum, die nicht in Stufe 1 und 2 fallen, 
Druckzwiesel mit kleinen Mäuseoh-
ren, Kronenpflege mit mäßigem Tot-
holzanteil und ähnliches) und 
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Bei Kinderspielplätzen bestehen grundsätzlich hohe Sicherungserwartungen.

▶

Ausgabe 1/2012, Seite 31  www.baumzeitung.de



◼ Stufe 4: ohne Ausführungsfrist, da der 
Baum verkehrssicher ist (beispiels-
weise Hausfassade freischneiden).

Eigene Bewertung
Die auffällige Zurückhaltung der baum-
fachlichen Literatur bezüglich konkreter 
Aussagen zu Erledigungsfristen hängt 
damit zusammen, dass allgemeine Aussa-
gen zum zukünftigen Verhalten von ge-
schädigten Bäumen schwierig zu treffen 
sind. Im Gegensatz zu technischen Bau-
werken sind Bäume lebende Organis-
men, deren verkehrsgefährdende Risi-
ken schwerer abzuschätzen sind14. Soweit 
in den oben vorgestellten Beispielen Ein-
stufungen vorgenommen wurden, sind 
diese möglicherweise auch aus baum-
fachlicher Sicht diskussionsfähig. 

Das weitere Problem ist, dass sich nicht 
nur der Umfang der Baumkontrollen und 
der erforderlichen Sicherungsmaßnah-
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men insbesondere nach dem Alter des 
Baums, seinem Zustand und seinem 
Standort richtet15. Gleiches gilt richtiger-
weise auch für die zeitliche Abarbeitung 
von Maßnahmen zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung der Verkehrssicher-
heit. Es ist deshalb sachlich nicht gerecht-
fertigt, generell bei jedem erkannten 
Mangel grundsätzlich seine unverzügli-
che Beseitigung zu fordern16. Vielmehr 
muss der Verkehrssicherungspflichtige 
eine unter Berücksichtigung der Gefah-
renlage sinnvolle Prioritätenfestsetzung 
der notwendigen Maßnahmen festlegen. 
Je größer die vom Baum ausgehende Ge-
fahr bei gleichzeitiger Berücksichtigung 
der Verkehrsbedeutung des Baumstand-
ortes sowie der Verkehrserwartungen ist, 
desto schneller muss der Verkehrssiche-
rungspflichtige tätig werden17.

Bei der erforderlichen Prioritätenset-
zung sind also zum einen die Gefährdun-
gen aufgrund des Zustands und/oder des 
Alters des Baums maßgeblich. Hierbei 
handelt es sich um eine baumfachliche 
Beurteilung. Zum anderen ist die Ver-
kehrsbedeutung, das heißt die Art des 
Verkehrs (PKW-Verkehr oder Fußgän-
gerverkehr), die Verkehrshäufigkeit und 
die Verkehrswichtigkeit in Betracht zu 
ziehen. Zudem spielt die Verkehrserwar-
tung eine Rolle. Darunter versteht man 
die berechtigten Sicherungserwartungen 
der Benutzer. Sie sind herabgesetzt gegen-
über Gefahren, die jedem vor Augen ste-
hen müssen und vor denen man sich des-
halb ohne weiteres selbst schützen kann. 
Dies sind eher juristische Gesichtspunkte. 

Bei Kindergärten, Spielplätzen und 
Schulen sowie wichtigen Verkehrswegen 
wie Bundesstraßen sind die Sicherungs-
erwartungen in der Regel immer hoch. 
Bei einem belebten innerstädtischen 

Park werden sie höher sein als bei einer 
wenig besuchten waldartigen Grünflä-
che18. Privatgärten gehören dagegen 
grundsätzlich nicht zum Zuständigkeits-
bereich einer Kommune oder eines sons-
tigen Straßenbaulastträgers19. Soweit er-
sichtlich, ist ansonsten die vom Fragestel-
ler dargestellte Prioritätensetzung nicht 
zu beanstanden.

Fazit
Die Rechtsprechung verlangt bei Straßen-
bäumen tendenziell eine unverzügliche 
(umgehende) Beseitigung der Gefahren. 
Dabei fehlt namentlich in den Urteilen 
des OLG Dresden und des OLG Hamm 
eine Differenzierung nach Umfang und 
Ausmaß des Totholzes, Art und Alter des 
Baumes sowie dessen Standort. Diese Pau-
schalität kann nicht überzeugen20. 

Grundsätzlich ist eine Differenzierung 
mit entsprechender Prioritätensetzung 
dringend zu empfehlen. Die Reihenfolge 
der Abarbeitung der notwendigen Maß-
nahmen zur Herstellung der Verkehrssi-
cherheit muss sachgerechten Maßstäben 
entsprechen. Innerhalb welcher Frist die-
se Maßnahmen durchzuführen sind, lässt 
sich nicht nach mathematischen Grundsät-
zen berechnen. Es ist eine wertende Be-
trachtung und Einschätzung an Hand der 
oben genannten Kriterien erforderlich. 

Welcher Zeitrahmen angemessen ist, 
hängt letztlich vom konkreten Einzelfall 
ab. Da es sich primär um baumfachliche 
Beurteilungen handelt, ist entscheidend, 
dass die Festlegung der Dringlichkeit aus 
baumfachlicher Sicht ausreichend be-
gründet ist. Daneben müssen auch die zi-
tierten juristischen Gesichtspunkte und 
nicht zuletzt die Zumutbarkeit für den 
Verkehrssicherungspflichtigen berück-
sichtigt werden.
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Wir führen seit einiger Zeit eine Diskussi-
on um die Prioritätseinstufungen und kor-
rekte Begriffsfindung von Baumpflege-
maßnahmen. Um die Priorität von Baum-
pflegemaßnahmen herauszustellen, nut-
zen wir folgende Begriffe:
1.) Gefahr im Verzug: Hier hat bereits ein 
sichtbares Versagen stattgefunden oder 
dieses kann aus Erfahrung in einem nicht 
zu bestimmenden Zeitraum eintreten. Zu-
dem wird der Ausdruck verwendet, wenn 
unter Berücksichtigung der Frequentie-
rung das Risiko besteht, dass Personen- 
oder Sachschäden eintreten können, zum 
Beispiel bei Schiefstand durch Windein-
fluss oder bei abgebrochenen Ästen über 
Straßenbereichen. Der Auftraggeber wird 
darauf hingewiesen, dass diese Baumpfle-
gemaßnahmen unverzüglich durchgeführt 
werden müssen.
2.) Handlungsbedarf: Hier sind Mängel 
hinsichtlich der Verkehrssicherheit vor-
handen. Es besteht eine Wahrscheinlich-
keit des Versagens, jedoch ist der mögli-
cherweise zu erwartende Schaden gerin-
ger eingestuft als bei „Gefahr im Verzug“. 
Wann dieser Schaden (z. B. Abbruch eines 
Totastes) aber eintrifft, ist nicht zu sagen. 
Der Auftraggeber wird ohne eine zeitliche 
Vorgabe darauf hingewiesen, dass diese 
Arbeiten zur Herstellung der Verkehrssi-
cherheit auszuführen sind.
3.) Pflegemaßnahmen: Alle Maßnahmen, 
die im Interesse der Entwicklung des Bau-
mes sinnvoll wären, aber hinsichtlich der 
Verkehrssicherheit nicht von Bedeutung 
sind.
Muss eine zeitliche Eingrenzung erfolgen, 
zum Beispiel, dass für „Handlungsbe-
darf“ festzulegen ist, in welchem Zeitraum 

Begriffe für die Priorität

Anzeige
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Bei stark frequentierten Parkanlagen bestehen 
ebenfalls gesteigerte Sicherungserwartungen.

die Arbeiten auszuführen sind? Bedeutet 
„Gefahr im Verzug“, dass – wie teilweise 
vertreten wird – überhaupt kein zeitlicher 
Spielraum mehr besteht? 

Wir sehen bei der Baumkontrolle nicht 
die Möglichkeit der Vorgabe einer Abar-
beitungszeit. Grund dafür ist, dass in dem 
Moment, in welchem eine Zeit vorgabe ge-
geben wird, der Baum bis zum Ende der 
Zeitvorgabe quasi „verkehrssicher“ ist. 
Dies kann unter Umständen eine nicht zu 
vertretende Aussage sein. Aus diesem 
Grund arbeiten wir seit vielen Jahren mit 
den genannten Kategorien. Wie sehen Sie 
die Aussagen zur Priorität der Abarbei-
tung von Baumpflegemaßnahmen zur 
Herstellung der Verkehrssicherheit? Muss 
man eine zeitliche Einordnung, wie in den 
FLL-Baumkontrollrichtlinien vorgese-
hen, vornehmen?

Antwort:
Der Baumkontrolleur hat nach herr-
schender Auffassung in der Literatur im 
Rahmen seiner Dokumentation der 
Baumkontrolle entsprechende Zeitanga-
ben zu machen, bis wann die erforderli-
chen Maßnahmen zur Herstellung der 
Verkehrssicherheit durchzuführen sind1.

 In der Entscheidung des LG Berlin2 
war ebenfalls mit ausschlaggebend für 
die Verurteilung des Verkehrssicherungs-
pflichtigen zum Schadensersatz gewesen, 
dass der Baumkontrolleur die für erfor-
derlich angesehene eingehende Untersu-
chung mit einem Resistografen nicht ter-
miniert hatte. Nach Ansicht des Gerichts 
wäre er verpflichtet gewesen, einen Zeit-
punkt vorzugeben, bis zu welchem die 
Maßnahme spätestens hätte erfolgen 

müssen. Dagegen sah die FLL-Baum-
kontrollrichtlinie (Ausgabe 2004) in Ab-
schnitt 4.3.2.3 Angaben zur Dringlichkeit 
nicht zwingend vor, sondern nur „soweit 
erforderlich“. In den aktuellen FLL-
Baumkontrollrichtlinien (2010) ist diese 
Einschränkung jedoch entfallen3. 

Die Pflicht zur Angabe der Dringlich-
keit einer Maßnahme dient primär der ef-
fektiven Beseitigung von Gefahren für 
die Verkehrssicherheit. Da regelmäßig ei-
ne Vielzahl von Arbeiten durchzuführen 
sind, muss eine Auswahl getroffen wer-
den, welche keinen Aufschub dulden und 
welche noch zurückgestellt werden kön-
nen. Die Festlegung von Dringlichkeits-
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stufen ermöglicht dem Verkehrssiche-
rungspflichtigen eine zweckmäßige zeit-
liche Verteilung der durchzuführenden 
Maßnahmen und hilft so eine Haftung zu 
vermeiden. 

Die beispielhaft aufgeführten Dring-
lichkeitsstufen der FLL-Baumkontroll-
richtlinien und vergleichbare Regelun-
gen sind dabei in erster Linie als Hinwei-
se für eine sinnvolle Organisation der 
Baumpflegearbeiten zu sehen. Sie sind 
wohl nicht als zu beachtender Maßstab 
bei der Erstellung von Baumgutachten 
durch Sachverständige gedacht. Der 
Baumsachverständige sollte zur Vermei-
dung von Haftungsfällen kein sicheres 
Ergebnis vorspiegeln, wo er mit gutem 
Gewissen nur einen mehr oder minder 
hohen Grad von Wahrscheinlichkeit be-
gründen kann4. 

Im biologischen Bereich kann der zeit-
liche Rahmen einer möglichen Gefahr-
verwirklichung nicht näher begrenzt wer-
den. Es kann lediglich gesagt werden, 
dass ab einem bestimmten Zeitpunkt ei-
ne Gefahr besteht, ohne allerdings genau 
zu wissen, wann sie sich verwirklicht. Ab 
diesem Zeitpunkt besteht Handlungsbe-
darf5. Genaue Festlegungen, bis wann ein 
Baum verkehrssicher ist, sollten daher in 
der Regel unterbleiben. 

Breloer6 weist allerdings darauf hin, 
dass eine Baumpflegefirma, die für einen 
Baumeigentümer Baumpflege- oder 
Baumsicherungsmaßnahmen ausgeführt 
hat, grundsätzlich verantwortlich bleibt 
auch noch nach Abschluss ihrer Arbeiten 
und zwar bis zur nächsten erforderlichen 
Baumkontrolle. Einen nicht fachkundi-
gen Auftraggeber müsse die Baumpfle-
gefirma dabei besonders sorgfältig auf 
die zu erwartenden Gefahren hinweisen. 
Sie müsse dabei unter Umständen auch 
Hinweise geben, wann aus fachlicher 
Sicht die nächste Kontrolle und Maßnah-
me notwendig sei. Jedenfalls gegenüber 
Baumlaien sollte der Baumsachverstän-
dige ebenfalls deutlich machen, wenn ei-
ne Maßnahme besonders dringlich ist.

 Behörden müssen aufgrund der bei ih-
nen anzunehmenden Fachkenntnisse 
grundsätzlich selbst beurteilen können, 
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bis wann eine Maßnahme zu erledigen 
ist. Hier reicht an sich – von Sonderfällen 
abgesehen – die Darstellung der festge-
stellten Schäden beziehungsweise der 
notwendigen Maßnahmen ohne konkre-
te Zeitvorgaben aus. Es ist dann Aufgabe 
der Behörde, die zeitliche Durchführung 
der Arbeiten festzulegen.

„Gefahr im Verzug“ und „unverzüglich“
Bei den Formulierungen „Gefahr im Ver-
zug“ und „unverzüglich“ handelt es sich 
um juristische Fachbegriffe. Sie werden 
zwar auch in der Umgangssprache be-
nutzt, häufig jedoch in einer anderen Be-
deutung. 

Der Begriff „Gefahr im Verzug“7 wird 
vor allem im Bereich des Strafprozess-
rechts sowie des Polizei- und Sicherheits-
rechts verwendet, ist aber auch in zahlrei-
chen anderen Gesetzesvorschriften ent-
halten (zum Beispiel in Straßengesetzen 
wie in Art. 29 Abs. 3 S. 1 BayStrWG). 
„Gefahr im Verzug“ bedeutet grundsätz-
lich, dass sofortiges Eingreifen insbeson-
dere zur Verhinderung eines Schadens 
geboten ist. Es muss eine Sachlage gege-
ben sein, in der beispielsweise das norma-
lerweise einzuhaltende Verfahren wie et-
wa eine vorgeschriebene vorherige Ein-
schaltung einer Behörde (vgl. § 72a 
BbgNatschG) wegen der damit verbun-
denen zeitlichen Verzögerung mit hoher 
Wahrscheinlichkeit dazu führen würde, 
dass ein drohender Schaden tatsächlich 
entsteht. In einem solchen Fall darf des-
halb ausnahmsweise auf die vorherige 
Einschaltung der Behörde verzichtet und 
sofort gehandelt werden. 

Die Gefahr liegt hier also gerade in der 
zwangsläufig eintretenden Verzögerung 
der Gefahrenbeseitigung, wenn die an 
sich geltenden formellen Vorschriften 
über Zuständigkeiten oder das Erforder-
nis der Einholung von Genehmigungen 
und ähnliches beachtet würden. Dagegen 
versteht die Umgangssprache den Be-
griff eher allgemein als „drohende Ge-
fahr“ oder „Gefahr im Anzug“. 

Da „Gefahr im Verzug“ praktisch mit 
„sofort“ gleichzusetzen ist, sollte diese 
Formulierung nur bei gegenwärtigen (be-

reits eingetretenen oder unmittelbar be-
vorstehenden, also mit anderen Worten 
akuten) Gefahren Verwendung finden. 
Wegen des besonderen rechtlichen Be-
deutungsgehalts und der bei Rechtslaien 
bestehenden Gefahr von Missverständ-
nissen ist allerdings ein genereller Ver-
zicht auf diesen Begriff anzuraten.

„Unverzüglich“ bedeutet nach der Le-
galdefinition in § 121 Abs. 1 BGB „ohne 
schuldhaftes Zögern“. Dies kann auch ei-
ne Reaktionszeit von mehreren Tagen 
beinhalten. Entscheidend für Unverzüg-
lichkeit ist insoweit nicht die objektive, 
sondern die subjektive Zumutbarkeit als-
baldigen Handelns. Der Ausdruck ist des-
halb in der Rechtssprache kein Synonym 
für „sofort“ im Sinne von „auf der Stelle“ 
oder „ohne irgendeine Verzögerung“ 
(ebenso wenig für „Gefahr im Verzug“), 
auch wenn er in der Umgangssprache 
vielfach so verstanden wird8. 

In einem anderen Zusammenhang hat 
das Bundesverfassungsgericht den Be-
griff ausgelegt als „ohne jede Verzöge-
rung, die sich nicht aus sachlichen Grün-
den rechtfertigen lässt“9. Dies dürfte den 
Inhalt des Begriffs im Zusammenhang 
mit Maßnahmen zur Herstellung der Ver-
kehrssicherheit besser beschreiben. Die 
Rechtsprechung zur Verkehrssicherungs-
pflicht bei Bäumen verwendet „unver-
züglich“ in der Regel, um eine besondere 
Dringlichkeit deutlich zu machen10 und 
setzt zum Teil den Begriff gleich mit „um-
gehend“11. Aufgrund dieses Umstands 
und weil bei einem Missverständnis (als 
„sofort“) die Gefahr nur schneller besei-
tigt wird, kann dieser Begriff sicherlich zur 
Herausstellung einer hohen Priorität be-
nutzt werden. Rainer Hilsberg

 
Haben sie auch noch Rechtsfragen zum Thema 
„Baum”? Schicken Sie uns einfach eine E-Mail 
an baumredaktion@gmx.de oder per Post an: 
Redaktion BaumZeitung, Postfach 8364, 
38133 Braunschweig. 
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